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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE








RESOLUTION 

DER MITGLIEDSLÄNDER DER ARGE ALP 

ZUR ZUKÜNFTIGEN ORIENTIERUNG DER EU-REGIONALPOLITIK

1. Die Länder der Arge Alp begrüßen den Vorschlag der Europäischen Kommission, die künftige EU-Regionalpolitik auf drei vorrangige Gemeinschaftsprioritäten „Konvergenz“, „regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“, sowie „europäische territoriale Zusammenarbeit“ zu konzentrieren.

2. Insbesondere wird der Ansatz unterstützt, neben der erforderlichen Konzentration auf die Förderung der Regionen mit Entwicklungsrückstand (Priorität „Konvergenz“), auch allen anderen Regionen in der EU unter der Priorität „Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit“ den Zugang zu den regionalpolitischen Programmen zu ermöglichen. Die Länder der Arge Alp legen besonderen Wert darauf, dass die Teilnahme an den länderübergreifenden Programmen auch in Zukunft für Nicht-Mitgliedstaaten offen stehen muss.

3. Die verstärkte inhaltliche Orientierung der Regionalpolitik an den Prioritäten von Lissabon und Göteborg wird grundsätzlich begrüßt. Dabei darf aber nicht außer Acht gelassen werden, dass der künftigen Regionalpolitik insbesondere an den Außengrenzen der EU auch weiterhin eine erhebliche integrationspolitische Bedeutung zukommt. Es ist daher wichtig, dass die grenzüberschreitende Integration auch weiterhin eine wichtige Zielsetzung der Regionalpolitik bleibt.

4. Zur erfolgreichen Umsetzung der Ziele von Lissabon und Göteborg auf regionaler Ebene ist jedoch ausreichender Gestaltungsspielraum für die Regionen unabdingbar, um in einem integrierten Ansatz eine flexible Anpassung an die jeweiligen regionalen Gegebenheiten und Erfordernisse sicherstellen zu können. Dazu ist jedenfalls eine Ergänzung der unter dem Titel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit“ von der Europäischen Kommission vorgeschlagenen Themen erforderlich, die die besonderen regionalen Entwicklungsvoraussetzungen, etwa der Berggebiete und der Grenzregionen zu den Beitrittsstaaten, die nicht Ziel 1-Gebiete sind, berücksichtigt.

5. Der Vorschlag zum Förderschwerpunkt „Zugänglichkeit und Daseinsvorsorge“ ist in der vorliegenden Form zu stark auf Verkehrsinfrastrukturen ausgerichtet und sollte aus Sicht der Arge Alp auch weitere Einrichtungen und Leistungen der Daseinsvorsorge beinhalten können. 

6. Innerhalb des Ziels „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ ist die Abstimmung zwischen der regionalen und horizontalen Ausrichtung sicher zu stellen. Die Ausrichtung „Beschäftigung“ hat dabei die regionalen Bedürfnisse und Besonderheiten zu berücksichtigen. 

7. Die Länder der Arge Alp begrüßen den Ansatz der Europäischen Kommission, die bisherige Gemeinschaftsinitiative INTERREG als dritten Schwerpunkt „territoriale Zusammenarbeit“ sowie durch eine höhere Mittelallokation weiter aufzuwerten. Gleichzeitig fordern sie, die Strukturen und Verwaltungsabläufe zu vereinfachen.

Fördergebiete und Mittelzuteilung

8. Die Arge Alp Länder begrüßen den Kommissionsvorschlag, künftig die Zuständigkeit für die räumlichen Schwerpunktsetzungen den Mitgliedstaaten (auf nationaler und regionaler Ebene) zu übertragen. Dennoch bedarf es auch künftig eines räumlichen Ansatzes und der Orientierung an den unterschiedlichen regionalen Problemen.

9. Insbesondere begrüßen die Länder der Arge Alp den Vorschlag, die besonderer Problemlagen der Berggebiete stärker zu berücksichtigen und fordern bei der Ausweisung der Fördergebiete und der Allokation der Mittel eine entsprechende Berücksichtigung dieses Vorschlags.

10. Die Festlegung der auf die Mitgliedstaaten aufzuteilenden Strukturfondsmittel soll auf europäischer Ebene nach einheitlichen Grundkriterien auf der räumlichen Basis von NUTS III erfolgen. Dabei muss auch sicher gestellt werden, dass Regionen keine unangemessenen Mittelverluste gegenüber der bisherigen Mittelverteilung erleiden („Sicherheitsnetz“).

Bisherige Gemeinschaftsinitiativen

11. Die Programme im Bereich der Gemeinschaftsinitiativen haben in der Vergangenheit den Mehrwert der EU-Regionalpolitik sehr klar zum Ausdruck gebracht und zahlreiche Innovationen ausgelöst. Aus Sicht der Arge Alp ist daher sicher zu stellen, dass die Prinzipien und Inhalte der bisherigen Gemeinschaftsinitiativen INTERREG, LEADER, URBAN und EQUAL in geeigneter Form weiter geführt werden können. 

12. Die Einbindung der Nicht-Mitgliedstaaten in die Programme der neuen Gemeinschaftspriorität „Kooperation“ wird von den Ländern der Arge Alp ausdrücklich gefordert. 



Verhältnis zu anderen Gemeinschaftspolitiken

13. Im Rahmen des Beilhilfenrechtes sind zur Unterstützung der Regionalpolitik auch weiterhin Gebiete gem. Artikel 87, Abs. 3c, zu definieren. Zusätzlich sind die Obergrenzen im Rahmen der „de-minimis“-Regel deutlich anzuheben, um den Gestaltungsspielraum der Regionen für eine eigenständige Regionalpolitik zu erhalten.

14. Die Entwicklung der ländlichen Gebiete (z.B. Berggebiete) soll als integrative Aufgabe von Strukturfonds und GAP konzipiert werden. Es ist daher für eine stärkere Abstimmung dieser Politiken auf allen Ebenen (EU, national, regional) Sorge zu tragen.



Programmierung und Verwaltung

15. Die Länder der Arge Alp begrüßen den Ansatz der stärkeren strategischen Ausrichtung der Programmierung auf die Lissabon- und Göteborg Ziele sowie zur besseren Koordinierung der verschiedenen Interventionen auf Ebene der Mitgliedstaaten. 

16. Die Erstellung der Strategiepapiere auf europäischer wie auch auf nationaler Ebene muss in partnerschaftlicher, gleichberechtigter Zusammenarbeit nach dem Prinzip der Subsidiarität erfolgen. Diese dürfen nicht zu einer zu starken Einschränkung des Gestaltungsspielraums für die darauf aufbauende Programmierung der regionalen Programme führen.

17. Die Länder der Arge Alp unterstützen den Vorschlag zur Beibehaltung der Programmlaufzeit von sieben Jahren, ebenso die Vorschläge der Kommission zur Vereinfachung der Programmabwicklung (Entfall des Ergänzungsdokumentes zur Programmplanung, Programmierung auf Ebene der Prioritäten). Ebenso wird der Vorschlag zur Reduktion gemeinschaftlicher Bestimmungen zur Förderfähigkeit von Ausgaben ausdrücklich begrüßt. 

18. Die neuerliche Einführung einer leistungsgebundenen Reserve wird abgelehnt, da die Bemessung methodisch nicht zufrieden stellend durchgeführt werden kann. Ebenso wird die geplante „Reserve für unerwartete sektorale oder lokale Schocks“ im Sinne der Verwaltungseffizienz als nicht zweckmäßig erachtet.

19. Im Sinne einer vereinfachten Umsetzung integrierter Maßnahmen befürworten die Länder der Arge Alp ausdrücklich die Schaffung von Monofondsprogrammen mit der Möglichkeit der Programmierung fondsübergreifender Maßnahmen. 

20. Die vorgesehene Berichtspflicht des Mitgliedstaates an die Kommission und die darauf aufbauende Information des Rates müssen dem Prinzip der Subsidiarität folgen. Die Beteiligung der regionalen Ebene (Länder) an der jährlich vorgesehenen Diskussion der Ergebnisse auf Ratsebene ist dementsprechend sicher zu stellen.

